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Rechtsanwalt
Paul M. Kiss

von CBH Rechtsanwälte
Quelle: CBH

Maklerrecht. Ein Verstoß gegen den
Halbteilungsgrundsatz (§ 656c BGB) führt
zur Nichtigkeit des Maklervertrags. Allein die
Änderung der Provisionshöhe in einer
Ergänzungsvereinbarung führt daher nicht
dazu, dass der Maklervertrag wirksam wird.

KG, Urteil vom 12. Februar 2026, 
Az. 10 U 24/25

Vertrag wird durch Anpassung an 
die Rechtslage allein nicht gültig

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Ein Makler bot eine Eigentumswohnung
zum Kauf an. Sowohl mit dem Verkäufer
als auch mit dem Interessenten schloss er
einen Vertrag ab. In dem Maklervertrag
mit dem Verkäufer vereinbarte er eine
Provision von 3% des Kaufpreises inklu-
sive Mehrwertsteuer, in dem Maklerver-
trag mit dem Kaufinteressenten eine Pro-
vision von 3,57% des Kaufpreises inklusive

Mehrwertsteuer. Per E-Mail schlossen der
Makler und der Käufer in spe neun Tage
später eine ergänzende Vereinbarung und
reduzierten die Provision auf 3% des Kauf-
preises inklusive Mehrwertsteuer, glichen
sie also an die vom Verkäufer zu zahlende
Provision an. Als der Kaufvertrag abge-
schlossen war, verweigerte der Käufer die
Zahlung der Maklerprovision.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Die Zahlungsklage des Maklers hatte in
der ersten Instanz Erfolg. Auf die Berufung
des Käufers hin wurde der vom Makler
geltend gemachte Anspruch auf Provi-
sionszahlung zurückgewiesen. Wird im
laufenden Maklerverhältnis lediglich der
Prozentsatz der Provision neu verhandelt
und herab- oder heraufgesetzt, während
der übrige Vertrag fortgelten soll, liegt re-
gelmäßig nur eine Änderung der Provi-
sionsabrede innerhalb des bestehenden
Vertrags vor. Der bestehende Maklerver-
trag war aber – auch wenn sich die Ver-
tragsparteien darüber nicht bewusst
waren – nichtig. Es fehlte daher an einem
wirksamen Grundvertrag, der „abgeän-

dert“ werden könnte. Ein nichtiges
Rechtsgeschäft kann zwar nach § 141 BGB
bestätigt werden, das setzt aber einen
Bestätigungswillen und das Bewusstsein
des Bestätigenden von der Unverbindlich-
keit des früheren Geschäfts voraus. Vorlie-
gend bestanden nicht einmal Zweifel an
der Wirksamkeit des Vertrags. Auch
Anhaltspunkte dafür, dass der Kaufinte-
ressent und der Makler beabsichtigten,
den ihrer damaligen Ansicht nach in vol-
lem Umfang gültigen zuvor geschlossenen
Maklervertrag aufzuheben und durch
einen neuen Vertrag zu ersetzen, waren
nicht ersichtlich.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Wenn es bei einem Maklervertrag um die
Veräußerung einer Wohnung oder eines
Einfamilienhauses geht und der Käufer
ein Verbraucher ist, hat der Makler den
Halbteilungsgrundsatz des § 656c BGB zu
beachten. Bemerkt er diesbezüglich nach
Abschluss des Maklervertrags und vor
Beurkundung des Kaufvertrags einen Feh-
ler, ist neben der Änderung der Provi-

sionshöhe eine ausdrückliche Bestätigung
des nichtigen Maklervertrags erforderlich.
Alternativ kommt zwar auch der aus-
drückliche Abschluss eines neuen Ver-
trags in Betracht. Das hilft allerdings nur,
wenn danach noch kausale Maklerleis-
tungen erbracht werden.

(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

Rechtsanwältin
Katharina Feddersen

von Addleshaw Goddard
Quelle: Addleshaw Goddard

Baurecht. Die Betriebsgefahr einer 
Wasserleitung nach § 2 HaftPflG kann 
vollständig hinter einem grob sorgfaltswidrigen
Verhalten des Tiefbauunternehmers
zurücktreten, wenn dieser keine 
ausreichende Leitungsaufklärung betreibt.

OLG Celle, Urteil vom 6. Mai 2026, 
Az. 14 U 116/25

Wer seine Sorgfaltspflicht verletzt, 
erhält keinen Schadenersatz

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Die klagende Tiefbauunternehmerin führte
auf ihrem Grundstück Arbeiten zur Errich-
tung eines Gebäudes aus. Dabei beschä-
digte sie eine Wasserleitung der Beklag-
ten. Infolge des Wasseraustritts musste die
Baustelle gesichert, ein Kran auf Stand-
sicherheit überprüft und Wasser abge-
pumpt werden. Die Klägerin verlangte
Ersatz der Kosten und berief sich darauf,

die Leitung habe entgegen den ihr vorlie-
genden Plänen nicht auf öffentlichem
Grund, sondern auf ihrem Grundstück
gelegen. Die Beklagte hielt entgegen, die
Klägerin habe ihre Sorgfalts- und Erkundi-
gungspflichten verletzt. Sie habe weder
bei ihr Leitungspläne eingeholt noch den
tatsächlichen Leitungsverlauf durch
Suchschachtungen abgesichert.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Die Berufung scheitert. Zwar bejahte das
OLG zunächst eine Haftung der Beklagten
aus § 2 Abs. 1 S. 1 HaftPflG. Für diese Wir-
kungshaftung sei entscheidend, dass das
aus der Rohrleitungsanlage austretende
Wasser den Schaden verursachte. Auch
seien ersatzfähige Sachschäden gegeben.
Der Anspruch scheiterte aber an § 4
HaftPflG i.V.m. § 254 BGB. Die Klägerin
hatte die an ein Bauunternehmen zu stel-
lenden Sorgfaltsanforderungen gravie-
rend verletzt. Diese Pflichten gelten nicht
nur bei Arbeiten im öffentlichen Raum,
sondern auch auf Privatgrundstücken,

wenn besondere Anhaltspunkte für unter-
irdische Leitungen bestehen. Diese lagen
hier vor, weil die Arbeiten an der Grenze
zu öffentlichen Verkehrsflächen stattfan-
den und weitere Leitungen bekannt
waren. Die Klägerin hatte sich gleichwohl
auf ältere und nur skizzenhafte Unterla-
gen verlassen, statt aktuelle Pläne zu erfra-
gen. Zudem hatte sie keine hinreichenden
Suchschachtungen zur Feststellung der
Wasserleitung vorgenommen. Das wer-
tete das Gericht als grob sorgfaltswidrig.
Die bloße Betriebsgefahr der Leitung trat
daher vollständig zurück.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung zeigt, dass Tiefbauun-
ternehmen vor Beginn von Arbeiten eine
eigenständige Leitungsaufklärung durch-
führen müssen. Wer sich auf alte, unvoll-
ständige oder skizzenhafte Pläne verlässt,
handelt riskant. Erforderlich sind aktuelle
Bestandsauskünfte des Netzbetreibers
sowie, falls Zweifel bleiben, fachgerechte
Such- oder Handschachtungen, bis der
tatsächliche Leitungsverlauf sicher fest-
steht. Die Entscheidung ist für die Baupra-

xis besonders bedeutsam, weil sie klar-
stellt, dass eine grundsätzlich eingrei-
fende Gefährdungshaftung des Leitungs-
inhabers leer laufen kann, wenn dem
Bauunternehmen ein erhebliches Mitver-
schulden anzulasten ist. Maßgeblich sind
daher eine saubere Baustellenvorberei-
tung, dokumentierte Leitungsanfragen
und eine belastbare Absicherung des Bau-
felds vor dem Einsatz schweren Geräts.

(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

Rechtsanwalt
Dr. Mathias Hellriegel

von Hellriegel
Rechtsanwälte

Quelle: Hellriegel Rechtsanwälte

Öffentliches Recht. Erhaltungssatzungen
unterliegen einer vereinfachten planerischen
Abwägung, die nur eingeschränkt gerichtlich
überprüft wird.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 
23. Juni 2026, Az. 4 CN 2.25

Erhaltungssatzungen unterliegen
vereinfachter Abwägung

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Eine Grundstückseigentümerin plante, in
einem Berliner Milieuschutzgebiet die auf
dem Grundstück vorhandenen Remisen-
gebäude abzureißen und ein Studenten-
wohnheim zu errichten. Um das Vorha-
ben umzusetzen, griff sie die milieu-
schutzrechtliche Erhaltungsverordnung
im Wege der Normenkontrolle an. Sie
machte geltend, der Bezirk habe ihre Inte-
ressen als Eigentümerin bei Erlass der

Verordnung nicht ausreichend berück-
sichtigt. Nachdem das Oberverwaltungs-
gericht Berlin-Brandenburg den Normen-
kontrollantrag abgewiesen hatte, befasste
sich nun das Bundesverwaltungsgericht
mit dem Fall. Es ging um die Frage, in
welchem Umfang Erhaltungssatzungen
nach § 172 BauGB gerichtlich zu überprü-
fen sind.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Das Bundesverwaltungsgericht bestätigt
die bisherige Rechtsprechung zur gericht-
lichen Kontrolle von Erhaltungssatzun-
gen. Hierzu hatte bereits das Oberverwal-
tungsgericht Berlin-Brandenburg 2020
mit Blick auf eine städtebauliche Erhal-
tungsverordnung entschieden und eine
eingeschränkte Abwägung angenommen;
diese Entscheidung hat auch das Bundes-
verwaltungsgericht seinerzeit nicht auf-
gehoben. Die Bundesrichter bestätigten
nun mit Blick auf milieuschutzrechtliche
Erhaltungsverordnungen: Anders als Be-
bauungspläne setzen Erhaltungssatzun-
gen keine umfassende planerische Abwä-

gung aller öffentlichen und privaten
Belange voraus. Seitens der Gerichte ist
daher nicht zu prüfen, ob der Normgeber
alle Eigentümerinteressen ausreichend
berücksichtigt hat. Maßgeblich sei bei der
Beurteilung vielmehr, ob die Erhaltungs-
satzung ein gesetzlich zulässiges Ziel ver-
folgt sowie zur Erreichung dieses Ziels
geeignet und insgesamt verhältnismäßig
ist. Fragen zu den konkreten Auswirkun-
gen auf einzelne Grundstücke seien
grundsätzlich erst im späteren Genehmi-
gungsverfahren zu klären.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung macht deutlich, dass
Erhaltungssatzungen nur in engen Gren-
zen gerichtlich angreifbar sind. Eigentü-
mer können sich auch künftig nicht mit
dem Argument durchsetzen, ihre Interes-
sen seien beim Erlass der Satzung unzu-
reichend berücksichtigt worden. Wer ein
Vorhaben im Milieuschutzgebiet verwirk-
lichen will, wird den Milieuschutz daher

als rechtlichen Rahmen grundsätzlich
hinnehmen müssen. Die entscheidenden
Auseinandersetzungen verlagern sich auf
die Frage, ob das konkrete Vorhaben nach
der Erhaltungssatzung genehmigungsfä-
hig ist.

(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

Rechtsanwalt
Fabian Mayer

von White & Case
Quelle: White & Case LLP

Grundstücksrecht. Verschweigt der Verkäufer
eines Grundstücks im Wochenendhausgebiet,
dass dauerhaftes Wohnen unzulässig ist, bemisst
sich der Schaden nach dem Minderwert. Ob er
sich auf einen niedrigeren Preis eingelassen
hätte, ist unerheblich.

BGH, Urteil vom 27. März 2026, 
Az. V ZR 169/24

Minderwert ergibt sich aus dem 
Mangel unabhängig vom Preis

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Die Beklagten verkauften ein Grundstück
in einem Wochenendhausgebiet, in dem
dauerhaftes Wohnen baurechtlich unzu-
lässig ist. Im Exposé des Maklers war das
Objekt als frei stehendes Einfamilienhaus
beschrieben, ohne Hinweis auf diese Ein-
schränkung. Die Käuferin ging daher
davon aus, das Haus dauerhaft als Wohn-
sitz nutzen zu können. Da dies nicht

erlaubt war, hielt sie das Grundstück für
mangelhaft. Im Kaufvertrag war die Haf-
tung für Mängel allerdings ausgeschlos-
sen. Die Käuferin behielt das Haus, ver-
langte aber Schadenersatz in Höhe des
Betrags, den sie wegen des Minderwerts
durch die Einschränkung bei der Nutzung
zu viel bezahlt hatte.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Der BGH bejahte einen Mangel. Da die
Mängelhaftung vertraglich ausgeschlos-
sen war, kam Schadenersatz nur bei arg-
listigem Verschweigen in Betracht. Arglist
setzt voraus, dass der Verkäufer den Man-
gel zumindest für möglich hält und in Kauf
nimmt, dass der Käufer davon nichts
weiß. Der BGH sah dies als nicht hinrei-
chend belegt an: Die Verkäufer hatten
selbst rund zehn Jahre in dem Haus
gewohnt und dort ihren Hauptwohnsitz
angemeldet. Allerdings könnte es für
Arglist sprechen, dass Vermerke wie

„Wochenendsiedlung“ auf der Grundriss-
zeichnung vor Übergabe überdeckt wor-
den sein sollen. Die Sache wurde daher
zur erneuten Prüfung an die Vorinstanz
zurückverwiesen. Unabhängig davon
stellte der BGH klar: Behält der Käufer das
Grundstück, besteht sein Schaden allein
in dem Betrag, um den er es zu teuer
erworben hat. Ob andere Interessenten
den vollen Kaufpreis gezahlt hätten oder
ob sich der Verkäufer auf einen niedrige-
ren Preis eingelassen hätte, ist ohne
Bedeutung.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Das Urteil unterstreicht, wie wichtig eine
sorgfältige Prüfung aller wertbildenden
Faktoren ist. Käufer sollten die tatsächli-
chen Nutzungsmöglichkeiten stets eigen-
ständig verifizieren. Verkäufer sind gut
beraten, alle ihnen bekannten Umstände
vollständig offenzulegen, denn bei arg-
listigem Verschweigen eines Mangels
greift ein vertraglicher Haftungsaus-
schluss nicht. Besonderes Augenmerk
sollte zudem auf die vollständige und
unveränderte Weitergabe sämtlicher

Unterlagen gelegt werden, damit keine
relevanten Informationen verloren gehen.
Schließlich verdeutlicht die Entschei-
dung: Auch ein Bieterverfahren und ein
dadurch gebildeter Referenzpreis schüt-
zen den Verkäufer nicht vor der Haftung
auf den mangelbedingten Minderwert, die
objektive Wertdifferenz bestimmt den
Schaden.

(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)
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